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1. Instanz

Aktenzeichen S 41 AS 469/19
Datum 21.07.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 21 AS 1280/20
Datum 28.05.2021

3. Instanz

Datum 13.07.2022

Die Berufung der KlÃ¤ger gegen das Urteil des Sozialgerichts
Gelsenkirchen vom 21.07.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtlichen Kosten sind in beiden Instanzen nicht zu erstatten.

Die Revision wird zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob der Beklagte zwei bestandskrÃ¤ftige
abschlieÃ�ende Bewilligungsbescheide (Ã¼ber den Leistungszeitraum vom
01.07.2016 bis 31.12.2016) anlÃ¤sslich eines Ã�berprÃ¼fungsantrages der KlÃ¤ger
aus dem Jahr 2018 gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X zurÃ¼cknehmen muss, oder ob dem die
einjÃ¤hrige Ausschlussfrist des Â§ 44 Abs. 4 SGB X i.V.m. Â§Â 40 Abs.Â 1 Satz 2 Nr.
2 SGB II entgegensteht.

Mit Bescheid vom 23.10.2015 (in Gestalt der Ã�nderungsbescheide vom
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02.12.2015, 09.05.2016 und 30.01.2017) bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern
vorlÃ¤ufig Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II unter
anderem fÃ¼r den Zeitraum vom 01.07.2016 bis 31.10.2016. FÃ¼r Juli 2016
bewilligte er Leistungen in HÃ¶he von 621,96 EUR, fÃ¼r August 2016 in HÃ¶he von
852,44 EUR und fÃ¼r die Monate September und Oktober 2016 monatlich in HÃ¶he
von 621,96 EUR.

Der Bescheid vom 23.10.2015 enthÃ¤lt den Hinweis: â��Sie erhalten erneut einen
Bescheid, sobald Ã¼ber Ihren Antrag endgÃ¼ltig entschieden werden kann und Ihr
Anspruch von den hier bewilligten vorlÃ¤ufigen Leistungen abweicht. Die bis dahin
gezahlten vorlÃ¤ufigen Leistungen werden dabei auf die zustehende Leistung
angerechnet. Gegebenenfalls sind zu viel gezahlte Leistungen zu erstatten.â�� Die
Bescheide vom 02.12.2015 und 09.05.2016 enthalten jeweils den Hinweis: â��Sie
erhalten erneut einen Bescheid, sobald Ã¼ber Ihren Antrag endgÃ¼ltig entschieden
werden kann und Ihr Anspruch von den hier bewilligten abweicht. Die bis dahin
gezahlten vorlÃ¤ufigen Leistungen werden dabei berÃ¼cksichtigt. Ich weise Sie
darauf hin, dass Sie gegebenenfalls zu viel gezahlte Leistungen erstatten
mÃ¼ssen.â��

Mit Bescheid vom 06.10.2016 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern vorlÃ¤ufig
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II unter anderem
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.11.2016 bis 31.12.2016 monatlich in HÃ¶he von 525,44
EUR. Der Bescheid enthÃ¤lt den Hinweis: â��Bei der abschlieÃ�enden Entscheidung
werden die bis dahin gezahlten vorlÃ¤ufigen Leistungen auf die zustehenden
Leistung angerechnet. Soweit im Bewilligungszeitraum in einzelnen
Kalendermonaten vorlÃ¤ufig zu hohe Leistungen erbracht wurden, sind die sich
daraus ergebenden Ã�berzahlungen auf die abschlieÃ�end bewilligten Leistungen
anzurechnen, die fÃ¼r andere Kalendermonate dieses Bewilligungszeitraums
nachzuzahlen werden. Ã�berzahlungen, die nach der Anrechnung fortbestehen, sind
zu erstatten (Â§ 41a Absatz 6 SGB II).â��

Mit Bescheid vom 05.04.2017 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern abschlieÃ�end
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II unter anderem
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.07.2016 bis 31.10.2016. Mit Bescheid vom 06.07.2017
bewilligte er den KlÃ¤gern abschlieÃ�end Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II unter anderem fÃ¼r den Zeitraum vom
01.11.2016 bis 31.12.2016. Die KlÃ¤ger erhoben hiergegen jeweils keinen
Widerspruch, die Bescheide wurden formell bestandskrÃ¤ftig. Beide Bescheide
enthalten den Hinweis: â��Sie erhalten die abschlieÃ�ende Bewilligung zum
vorlÃ¤ufigen Bewilligungsbescheid vom 23.10.2015â�� bzw. â��zum vorlÃ¤ufigen
Bescheid vom 30.01.2017â��.

Mit zwei Bescheiden vom 15.02.2018 machte der Beklagte eine Erstattung von
Leistungen bei endgÃ¼ltiger Festsetzung des Leistungsanspruchs unter anderem
fÃ¼r den Zeitraum vom 01.07.2016 bis 31.10.2016 geltend. Hiergegen sind vor
dem Sozialgericht (SG) Gelsenkirchen Klageverfahren der KlÃ¤gerin und des
KlÃ¤gers unter den Aktenzeichen S 41 AS 899/18 und S 41 AS 891/18 anhÃ¤ngig,
die derzeit ruhen. Mit Bescheiden vom 24.07.2018 machte der Beklagte eine
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Erstattung von Leistungen bei endgÃ¼ltiger Festsetzung des Leistungsanspruchs
unter anderem fÃ¼r den Zeitraum vom 01.11.2016 bis 31.12.2016 geltend; die
diesbezÃ¼glichen zwei Widerspruchsverfahren ruhen derzeit. Der Beklagte machte
mit den beiden Bescheiden vom 15.02.2018 und 24.07.2018
Erstattungsforderungen gegenÃ¼ber jedem der beiden KlÃ¤ger monatlich in HÃ¶he
von 173,32 â�¬ bzw. 172,55 â�¬ geltend.

Am 02.08.2018 beantragten die KlÃ¤ger die Ã�berprÃ¼fung der Bescheide vom
05.04.2017 und 06.07.2017 fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume vom 01.07.2016 bis 31.10.2016
und vom 01.11.2016 bis 31.12.2016. In den zu Ã¼berprÃ¼fenden Monaten sei
sonstiges Einkommen in HÃ¶he von 333,33 EUR angerechnet worden. Ein solches
Einkommen habe es nicht gegeben, daher habe es auch nicht angerechnet werden
dÃ¼rfen. Es handele sich um ein Darlehen ihrer Tochter, das sie zurÃ¼ckzahlen
mÃ¼ssten, und dies mittlerweile auch getan hÃ¤tten.

Mit Bescheid vom 11.10.2018 entschied der Beklagte, dass die Ã�berprÃ¼fung
abgelehnt werde. Es seien keine neuen Erkenntnisse oder Tatsachen vorgetragen
worden. Die KlÃ¤ger erhoben hiergegen mit Schreiben vom 17.10.2018
Widerspruch. Der Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom
24.01.2019 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Am 15.02.2019 haben die KlÃ¤ger Klage vor dem SG Gelsenkirchen erhoben, mit
der sie ihr Begehren weiter verfolgen. Zur BegrÃ¼ndung wiederholen sie ihr
Vorbringen aus dem Verwaltungsverfahren. ErgÃ¤nzend tragen sie vor, dass die
Frist zur Ã�berprÃ¼fung der endgÃ¼ltigen Bewilligungsbescheide nicht abgelaufen
sei.

Der Beklagte hat erwidert, das Vorbringen der KlÃ¤ger sei irrelevant. Die Frist zur
Ã�berprÃ¼fung sei abgelaufen.

Im ErÃ¶rterungstermin am 07.07.2020 haben sich die Beteiligten mit einer
Entscheidung durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) einverstanden erklÃ¤rt.

Mit Urteil vom 21.07.2020 hat das SG Gelsenkirchen die Klage ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat das SG ausgefÃ¼hrt:

Die als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage erhobene Klage (Â§ 54 Abs. 1
und 4 SGG) sei zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Die Bescheide vom 05.04.2017 und
06.07.2017 in Gestalt des Bescheids vom 11.10.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 24.01.2019 seien rechtmÃ¤Ã�ig und verletzten die
KlÃ¤ger nicht in ihren Rechten.

Mit der Klage machten die KlÃ¤ger Ã�berprÃ¼fungsansprÃ¼che geltend, die als ein
Begehren auf die Bewilligung weiterer Sozialleistungen anzusehen seien. Ein
Ã�berprÃ¼fungsanspruch bestehe jedoch nicht, wenn die RÃ¼cknahme des
Ausgangsverwaltungsaktes wegen Â§ 44 Abs.Â 4 SGB X (in Verbindung mit Â§ 40
Abs. 1 SGB II) keinerlei leistungsrechtliche Auswirkungen mehr haben kÃ¶nne.
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Eine RÃ¼cknahme der Ausgangsverwaltungsakte vom 05.04.2017 und 06.07.2017,
mit denen der Beklagte die Leistungen gegenÃ¼ber den KlÃ¤gern endgÃ¼ltig
festgesetzt habe, hÃ¤tte keine leistungsrechtlichen Auswirkungen fÃ¼r die KlÃ¤ger.
Ein Anspruch auf weitere Leistungen bestehe nicht, weil die materiell-rechtliche
AnspruchsbeschrÃ¤nkung des Â§ 44 Abs. 4 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 S. 2 SGB II im
Sinne einer Ausschlussfrist hier greife. Danach kÃ¶nnten Leistungen nach dem SGB
II lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum bis zu einem Jahr vor der RÃ¼cknahme erbracht
werden, wenn der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckgenommen worden sei. Voraussetzung fÃ¼r die Anwendbarkeit des Â§ 44
Abs. 4 S.Â 1 SGB X sei, dass in Folge der unrichtigen Entscheidung Sozialleistungen
nicht erbracht worden sind.

Dies ergebe sich aus dem Wortlaut des Â§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X, wonach ein
Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen sei, soweit sich im Einzelfall ergebe, dass bei
Erlass des Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem
Sachverhalt ausgegangen worden sei, der sich als unrichtig erweise, und soweit
deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht
erhoben worden seien.

Fraglich sei, inwieweit die Vorschrift anzuwenden sei, wenn der Beklagte
Erstattungsforderungen geltend mache, die auf der endgÃ¼ltigen Festsetzung von
Leistungen beruhten. Das Bundessozialgericht stelle fÃ¼r den Anwendungsbereich
der Vorschrift auf den Unterhaltscharakter von Sozialleistungen ab und halte es,
weil der Gesetzgeber mit der Vorschrift lediglich die materiell-rechtliche
Begrenzung rÃ¼ckwirkender LeistungsansprÃ¼che prinzipiell habe regeln wollen,
nach dem Zweck der Vorschrift nicht fÃ¼r gerechtfertigt, sie auch auf FÃ¤lle
auszudehnen, in denen es nicht um rÃ¼ckwirkend zu erbringende Sozialleistungen
gehe. Eine analoge Ã�bertragung der Regelung auf die RÃ¼cknahme von
Aufhebungs- und Erstattungsbescheiden komme daher nicht in Betracht. Dies gelte
auch, wenn der Leistungsberechtigte die ursprÃ¼ngliche Erstattungsforderung
beglichen habe (Hinweis auf BSG vom 13.02.2014 â�� B 4 AS 19/13 R).

Zwar begehrten die KlÃ¤ger auch die Reduzierung geltend gemachter
ErstattungsbetrÃ¤ge. Der vorliegende Fall sei jedoch nicht vergleichbar mit dem
von dem Bundessozialgericht entschiedenen Fall, da die KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich nicht
die Ã�berprÃ¼fung von Aufhebungs- und Erstattungsbescheiden im Sinne der Â§Â§
44 ff. SGB X, sondern von endgÃ¼ltigen Festsetzungsbescheiden nach vorlÃ¤ufiger
Leistungsbewilligung nach Â§ 328 SGB III i.V.m. Â§ 40 Abs.Â 2 Ziffer 1 SGB II
begehrten. Ihr Ziel â�� die Reduzierung von ErstattungsbetrÃ¤gen â�� komme
letztendlich der Nachforderung weiterer, aus ihrer Sicht rechtwidrig vorenthaltener
Sozialleistungen gleich. Ihr Begehren richte sich damit nicht gegen ein Einbehalten
rechtswidrig erlangter ErstattungsbetrÃ¤ge aufgrund der rechtswidrigen Aufhebung
eines Verwaltungsaktes durch den Beklagten. Denn erst mit den endgÃ¼ltigen
Festsetzungsbescheiden habe der Beklagte Verwaltungsakte erlassen, auf die die
Vorschriften der Â§Â§ 44 ff. SGB X Anwendung finden.

Die Erstattungsregelung in Â§Â 41a Abs. 6 S. 3 SGB II stelle eine lex specialis
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gegenÃ¼ber Â§Â 50 SGB X dar. Die Verwaltung habe hinsichtlich der
RÃ¼ckforderung kein Ermessen auszuÃ¼ben und der Erstattungspflichtige kÃ¶nne
sich auch nicht auf Vertrauensschutz berufen. Erst mit den endgÃ¼ltigen
Festsetzungsbescheiden vom 05.04.2017 und 06.07.2017 lÃ¤gen Verwaltungsakte
vor, auf die Â§ 44 Abs. 1 SGB X anzuwenden seien. Die mit den
Erstattungsbescheiden vom 15.02.2018 und 24.07.2018 einhergehende
Erstattungsforderung sei nicht gleichzusetzen mit der Erstattungsforderung gem. Â§
50 Abs. 1 SGB X, die auf einem Aufhebungsbescheid gem. Â§ 44 ff. SGB X beruhe,
durch den bereits abschlieÃ�end bewilligte Leistungen rÃ¼ckwirkend aufgehoben
werden. Dagegen kÃ¶nne hier eine â��RÃ¼ckgewÃ¤hrâ�� geleisteter
ErstattungsbetrÃ¤ge nur erfolgreich durchgesetzt werden, wenn der Beklagte
zunÃ¤chst zur Bewilligung hÃ¶herer Leistungen verpflichtet werde. Im Gegensatz
zur RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen Aufhebungsbescheides nach Â§ 44 Abs. 1
SGB X, die unmittelbar zu einem Leistungsanspruch aus dem rechtswidrig
aufgehobenen Bewilligungsbescheid fÃ¼hrt, liege im Falle einer Aufhebung eines
endgÃ¼ltigen Festsetzungsbescheides kein bestandskrÃ¤ftiger
Bewilligungsbescheid vor, der einen Leistungsanspruch begrÃ¼nde. Daran werde
ersichtlich, dass letztendlich das Begehren der KlÃ¤ger auf die Bewilligung bisher
nicht zugesprochener Sozialleistungen gerichtet sei. Damit finde die Verfallklausel
des Â§ 44 Abs. 4 S. 1 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 S. 2 SGB II hier Anwendung.

Dabei werde der Zeitpunkt von Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der Antrag
auf RÃ¼cknahme des nicht begÃ¼nstigenden Verwaltungsaktes gestellt worden
sei, Â§ 44 Abs. 4 S.Â 3 SGB X. Die KlÃ¤ger hÃ¤tten eine Ã�berprÃ¼fung der
Bescheide vom 05.04.2017 und 06.07.2017 erst mit Schreiben vom 02.08.2018
beantragt. Die Jahresfrist des Â§ 40 Abs. 1 S. 2 SGB II beginne zum 01.01.2018 und
wirkt auf den 01.01.2017 zurÃ¼ck. Der streitige Bewilligungszeitraum liege
auÃ�erhalb dieser Frist. Da die begehrten Leistungen auÃ�erhalb der durch den
RÃ¼cknahmeantrag bestimmten Verfallfrist von einem Jahr liegen, sei die
RÃ¼cknahme bzw. AbÃ¤nderung der Bescheide vom 05.04.2017 und 06.07.2017
ausgeschlossen.

Soweit der 7. Senat des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen (Urteil vom
15.11.2018 â�� L 7 AS 1035/18) die Ansicht vertrete, dass die verkÃ¼rzte
RÃ¼ckwirkungssperre der Ã�nderung eines Bescheids Ã¼ber die endgÃ¼ltige
Festsetzung vorlÃ¤ufig bewilligter Leistungen und der Aufhebung/Ã�nderung eines
aus der endgÃ¼ltigen Leistungsbewilligung resultierenden Erstattungsbescheids
gemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB II a.F. i.V.m. Â§ 328 Abs. 3 S. 2 SGB III, Â§Â 41a
Abs. 6 S. 2 SGB II im Ã�berprÃ¼fungsverfahren nach Â§ 44 SGB X nicht
entgegenstehen kÃ¶nne, folge die Kammer dem nicht. Der 7. Senat habe diese
Frage mit der BegrÃ¼ndung verneint, die abweichende endgÃ¼ltige Festsetzung
von Leistungen mit der Folge der Reduzierung einer Erstattungsforderung stelle
keine Erbringung von Leistungen im Sinne des Â§Â 44 Abs. 4 SGB X dar; erbringen
im Sinne von Â§ 44 Abs. 4 SGB X bedeute vielmehr â��tatsÃ¤chliches Leistenâ��.
Die Korrektur einer endgÃ¼ltigen Festsetzung rechtswidrig zu niedriger Leistungen
zur Verringerung einer Erstattungsforderung fÃ¼hre jedoch nicht zur Verpflichtung
des LeistungstrÃ¤gers zur tatsÃ¤chlichen GewÃ¤hrung weiterer Leistungen.
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Es sei bereits widersprÃ¼chlich, wenn der 7. Senat die Voraussetzungen von Â§ 44
Abs. 1 S.Â 1 SGB X fÃ¼r gegeben erachte, mithin also bei einer zu niedrig erfolgten
endgÃ¼ltigen Festsetzung von Leistungen davon ausgeht, dass Sozialleistungen zu
Unrecht nicht erbracht worden seien. Warum â��erbrachtâ�� in Â§ 44 Abs. 1 SGB X
anders zu verstehen sein solle als in Â§Â 44 Abs. 4 SGB X, erlÃ¤utere der 7. Senat
nicht.

Vor allem setze sich der 7. Senat nicht mit der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung
zur Anwendung der (verkÃ¼rzten) RÃ¼ckwirkungssperre auf die Umwandlung eines
Darlehens in einen Zuschuss auseinander (Hinweis auf BSG vom 28.02.2013 â�� B 8
SO 4/12 R). Ebenso wie das Darlehen im VerhÃ¤ltnis zum Zuschuss stellten
vorlÃ¤ufig bewilligte Leistungen gegenÃ¼ber endgÃ¼ltigen Leistungen ein aliud
dar, so dass bei zu niedrig erfolgter endgÃ¼ltiger Festsetzung eine (andere)
Sozialleistung im Sinne von Â§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X zu Unrecht nicht erbracht
worden, aber konsequenterweise nur innerhalb der zeitlichen Grenzen von Â§Â 44
Abs. 4 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB II rÃ¼ckwirkend zu erbringen sei.
Richtigerweise unterliege deshalb die Ã�nderung einer endgÃ¼ltigen Festsetzung
von Leistungen nach vorlÃ¤ufiger Bewilligung gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 SGB X den
zeitlichen Grenzen von Â§ 40 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB II (Hinweis auf Aubel in: jurisPK-
SGB II, Â§ 40 Rn. 60, Stand: 01.03.2020).

Gegen dieses ihrem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 18.08.2020 zugestellte Urteil
haben die KlÃ¤ger am 07.09.2020 Berufung erhoben.

Zur BegrÃ¼ndung haben sie ausgefÃ¼hrt, der Beklagte habe in den endgÃ¼ltigen
Bewilligungsbescheiden zu Unrecht ein monatliches Einkommen von 333,33 â�¬
berÃ¼cksichtigt. Hierbei habe es sich nicht um Einkommen, sondern um ein
Darlehen der Tochter gehandelt. Bei einer Korrektur wÃ¼rden sich die
Erstattungsforderungen des Beklagten von 173,32 â�¬ bzw. 172,55 â�¬ monatlich
um monatlich 166,67 â�¬ reduzieren. Die Neufestsetzung der Leistungen werde
nicht begehrt, um weitere Sozialleistungen zu erhalten, sondern um die
Erstattungsforderung des Beklagten zu reduzieren. In dieser Konstellation sei Â§ 44
Abs. 4 SGB X nach der Rechtsprechung des 7. Senates des LSG NRW (Urteil vom
25.11.2018 â�� L 7 AS 1035/18) nicht anzuwenden. Die hiergegen erhobene
Revision (B 14 AS 1/19 R) habe der Beklagte zurÃ¼ckgenommen, offenbar um eine
fÃ¼r ihn nachteilige hÃ¶chstrichterliche Entscheidung zu vermeiden.

Die KlÃ¤ger beantragen,

das Urteil des Sozialgerichts Gelsenkirchen vom 21.07.2020 zu Ã¤ndern und den
Beklagten unter Aufhebung des Bescheids vom 11.10.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.01.2019 zu verpflichten, die Bescheide vom
05.04.2017 und 06.07.2017 zu Ã¤ndern und ihnen fÃ¼r den Zeitraum vom
01.07.2016 bis zum 31.12.2016 hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem SGB II nach MaÃ�gabe der gesetzlichen
Bestimmungen zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er trÃ¤gt vor, der 19. Senat des LSG NRW (L 19 AS 2181/16) stÃ¼tze seine
Rechtsauffassung. TrÃ¤fe die Argumentation der KlÃ¤ger zu, dass es hier nicht um
eine Nachzahlung von Sozialleistungen gehe, wÃ¤re die Anwendung des Â§ 44 SGB
X nach seinem Absatz 1 bereits tatbestandlich ausgeschlossen. Die Rechtsprechung
des 7. Senates des LSG NRW werde auch in der Literatur kritisiert. Es beruhe hier
allein auf organisatorischen GrÃ¼nden, dass zwischen Erlass der abschlieÃ�enden
Bescheide und der Erstattungsbescheide Zeit vergangen sei. Bei dem Beklagten
seien hierfÃ¼r zwei unterschiedliche Teams zustÃ¤ndig, zum einen das
Leistungsteam und zum anderen das Erstattungsteam.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten Bezug
genommen, die Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der KlÃ¤ger ist zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch nicht begrÃ¼ndet.

1. Dem Begehren der KlÃ¤ger entspricht als statthafte Rechtsschutzform eine
kombinierte Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Fall 1
und 2, Abs. 4, Â§ 56 SGG; vgl. BSG vom 12.10.2016 â�� B 4 AS 37/15 R, Rn. 11; BSG
vom 30.01.2020 â�� B 2 U 2/18 R, Rn. 9 m.w.N.). Die KlÃ¤ger begehren die
gerichtliche Aufhebung des Bescheids vom 11.10.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.01.2019, mit dem der Beklagte es auf ihren
gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X gestellten Ã�berprÃ¼fungsantrag abgelehnt hat, die formell
bestandskrÃ¤ftigen abschlieÃ�enden bzw. endgÃ¼ltigen Bewilligungsbescheide
vom 05.04.2017 und 06.07.2017 zu Ã¤ndern und den KlÃ¤gern fÃ¼r den Zeitraum
vom 01.07.2016 bis zum 31.12.2016 hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem SGB II nach MaÃ�gabe der gesetzlichen
Bestimmungen zu gewÃ¤hren.

2. Das SG hat diese zulÃ¤ssige Klage der KlÃ¤ger zu Recht als unbegrÃ¼ndet
abgewiesen. Der Bescheid des Beklagten vom 11.10.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 24.01.2019 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Der Beklagte hat damit
den gemÃ¤Ã� Â§ 44 SGB X (i.V.m. Â§ 40 Abs.Â 1 Satz 1 SGB II) gestellten
Ã�berprÃ¼fungsantrag der KlÃ¤ger aus dem Jahr 2018 zu Recht abgelehnt. Der
Beklagte war aufgrund der einjÃ¤hrigen Ausschlussfrist des Â§ 44 Abs.Â 4 Satz 1
SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II nicht verpflichtet, SGB II-Leistungen
rÃ¼ckwirkend fÃ¼r das Jahr 2016 zu erbringen. Der Beklagte war damit nicht
verpflichtet, die formell bestandskrÃ¤ftigen (Â§ 77 SGG) und abschlieÃ�enden
Bewilligungsbescheide vom 05.04.2017 und 06.07.2017 zu Ã¤ndern und den
KlÃ¤gern fÃ¼r den Zeitraum vom 01.07.2016 bis zum 31.12.2016 hÃ¶here
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II nach MaÃ�gabe
der gesetzlichen Bestimmungen zu gewÃ¤hren.
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Soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht
unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich
als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind, ist der Verwaltungsakt, auch
nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X.

Der so genannte Ã�berprÃ¼fungsantrag nach Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X setzt
tatbestandlich damit zweierlei voraus: Erstens einen â��Rechtsfehler und/oder
falsche Sachverhaltsgrundlageâ�� (BSG vom 12.10.2016 â�� B 4 AS 37/15 R, Rn.
13) und zweitens eine zu Unrecht unterbliebene Erbringung von Sozialleistungen
(oder â�� hier nicht relevant â�� zu Unrecht erfolgte Beitragserhebung).

Hier fehlt es an der zweiten Voraussetzung, der zu Unrecht unterbliebenen
Erbringung von Sozialleistungen. Der Beklagte war aufgrund der einjÃ¤hrigen
Ausschlussfrist des Â§ 44 Abs.Â 4 Satz 1 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB
II nicht verpflichtet, den KlÃ¤gern auf ihren Ã�berprÃ¼fungsantrag aus dem Jahr
2018 SGB II-Leistungen rÃ¼ckwirkend fÃ¼r das Jahr 2016 zu erbringen. Ob die
Beklagte bei Erlass der abschlieÃ�enden Bewilligungsbescheide vom 05.04.2017
und 06.07.2017 das Recht unrichtig angewandt oder von einem unrichtigen
Sachverhalt ausgegangen ist (erste Voraussetzung des Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X),
kann daher dahinstehen.

a) MaÃ�geblich ist das im Zeitpunkt der (begehrten) Aufhebung geltende Recht
(BSG vom 14.05.2020 â�� B 14 AS 10/19 R, Rn. 9). Die einjÃ¤hrige Ausschlussfrist
des Â§ 40 Abs. 1 SatzÂ 2 Nr. 2 SGB II (zu ihrer fehlenden RÃ¼ckwirkung BSG vom
14.05.2020 â�� B 14 AS 10/19 R, Rn.Â 11 ff.) ist durch das Neunte Gesetz zur
Ã�nderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch â�� Rechtsvereinfachung â��
sowie zur vorÃ¼bergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht (9. SGB II-
Ã�ndG) vom 26.07.2016 (BGBl. I S. 1824) zum 01.08.2016 in Kraft getreten und
erfasst damit zeitlich und sachlich den Ã�berprÃ¼fungsantrag der KlÃ¤ger aus dem
Jahr 2018.

b) GemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 4 SGB X gilt: Ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen worden, werden Sozialleistungen nach den
Vorschriften der besonderen Teile dieses Gesetzbuches lÃ¤ngstens fÃ¼r einen
Zeitraum bis zu vier Jahren vor der RÃ¼cknahme erbracht. Dabei wird der Zeitpunkt
der RÃ¼cknahme von Beginn des Jahres an gerechnet, in dem der Verwaltungsakt
zurÃ¼ckgenommen wird. Erfolgt die RÃ¼cknahme auf Antrag, tritt bei der
Berechnung des Zeitraumes, fÃ¼r den rÃ¼ckwirkend Leistungen zu erbringen sind,
anstelle der RÃ¼cknahme der Antrag.

Die verwaltungsverfahrensrechtliche Sonderregelung des Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
SGB II ordnet fÃ¼r das SGB II an: Â§ 44 SGB X gilt mit der MaÃ�gabe, dass anstelle
des Zeitraums von vier Jahren nach Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X ein Zeitraum von
einem Jahr tritt. Dies hat zur Konsequenz, dass der Beklagte aufgrund der
einjÃ¤hrigen Ausschluss- bzw. Verfallsfrist des Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X i.V.m. Â§
40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II nicht verpflichtet war, den KlÃ¤gern auf ihren
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Ã�berprÃ¼fungsantrag aus dem Jahr 2018 SGB II-Leistungen rÃ¼ckwirkend fÃ¼r
das Jahr 2016 zu erbringen.

Die Regelung des Â§ 44 Abs. 4 SGB X ist eine materielle Ausschlussfrist. Dies gilt
auch dann, wenn die damaligen Verwaltungsakte rechtswidrig waren. â��Nach
gefestigter Rechtsprechung des BSG hat die Verwaltung schon eine
RÃ¼cknahmeentscheidung nach Â§ 44 Abs. 1 SGB X nicht mehr zu treffen, wenn die
rechtsverbindliche, grundsÃ¤tzlich zurÃ¼ckzunehmende Entscheidung
ausschlieÃ�lich Leistungen fÃ¼r Zeiten betrifft, die auÃ�erhalb der durch den
RÃ¼cknahmeantrag bestimmten Verfallsfrist liegen. Die Unanwendbarkeit der
â��Vollzugsregelung des Â§ 44 Abs. 4 SGB Xâ�� steht dann einer isolierten
RÃ¼cknahme entgegen (â�¦). Die RÃ¼cknahme steht unter dem Vorbehalt, dass
Sozialleistungen nach Â§ 44 Abs. 4 SGB X noch zu erbringen sind (â�¦). Dies gilt in
gleicher Weise bei der VerkÃ¼rzung der rÃ¼ckwirkenden Leistungserbringung auf
einen Zeitraum bis zu einem Jahr nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 SGB IIâ�� (BSG vom
12.10.2016 â�� B 4 AS 37/15 R, Rn. 16; ferner BSG vom 23.02.2017 â�� B 4 AS
57/15 R, Rn. 23; SchÃ¼tze in: SchÃ¼tze, SGB X, 9. Aufl. 2020, Â§ 44 Rn. 40; alle
m.w.N.).

Dies begegnet auch keinen verfassungsrechtlichen Bedenken (BSG vom 12.10.2016
â�� B 4 AS 37/15 R, Rn. 17). Der Gesetzgebung war es von Verfassungs wegen
nicht verwehrt, im Rahmen des Â§ 44 Abs. 4 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
SGB II der formellen Rechtssicherheit den Vorrang vor der materiellen Gerechtigkeit
einzurÃ¤umen.

c) Entgegen der Rechtsauffassung der KlÃ¤ger ist die einjÃ¤hrige Ausschluss- bzw.
Verfallsfrist des Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II
hier anwendbar. Die Rechtsprechung des BSG steht dem nicht entgegen.

aa) Das BSG hat entschieden, dass die fÃ¼r die RÃ¼cknahme eines rechtswidrigen
nicht begÃ¼nstigenden Verwaltungsakts geltende Verfallsfrist des Â§ 44 Abs. 4 SGB
X die Ã�berprÃ¼fung von Aufhebungsbescheiden nicht erfasst (BSG vom
13.02.2014 â�� B 4 AS 19/13 R).

Zwar werde die Ã�berprÃ¼fung von Aufhebungsentscheidungen vom
Anwendungsbereich des Â§ 44 Abs. 1 SGB X erfasst. Dazu hat das BSG
ausgefÃ¼hrt, dass â��diese Regelung entsprechende Anwendung findet, soweit mit
einem Aufhebungsbescheid eine Leistungsbewilligung zurÃ¼ckgenommen worden
ist. Die entsprechende Anwendung folgt (â�¦) aus dem Regelungszweck der
Vorschrift, die nicht nur FÃ¤lle erfasst, in denen den Betroffenen ein rechtlicher
Nachteil durch unrechtmÃ¤Ã�iges Vorenthalten einer Sozialleistung entstanden ist,
sondern auch solche, in denen der BÃ¼rger zwar Sozialleistungen erhalten hat, die
Leistungsbewilligung nachtrÃ¤glich jedoch zurÃ¼ckgenommen worden istâ�� (BSG
vom 13.02.2014 â�� B 4 AS 19/13 R, Rn. 14).

Nicht anwendbar sei aber die Verfallsfrist des Â§ 44 Abs. 4 SGB X auf die
Ã�berprÃ¼fung von Aufhebungsentscheidungen. Das BSG legt Absatz 1 und Absatz
4 des Â§ 44 Abs. 1 SGB X damit â�� aufgrund ihrer unterschiedlichen
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Regelungsabsichten â�� unterschiedlich aus, obwohl beide voraussetzen, dass
Sozialleistungen zu Unrecht (nicht) â��erbrachtâ�� worden sein mÃ¼ssen. Der
Einwand des Beklagten, auf der Grundlage der Argumentation der KlÃ¤ger mÃ¼sste
schon der Anwendungsbereich des Â§ 44 Abs. 1 SGB X nicht erÃ¶ffnet sein,
verfÃ¤ngt daher nicht. Zur BegrÃ¼ndung hat das BSG ausgefÃ¼hrt (Urteil vom
13.02.2014 â�� BÂ 4 AS 19/13 R, Rn. 20):

â��Eine entsprechende Anwendung des Â§ 44 Abs. 4 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs. 1 Satz
2 SGB II auf die vorliegende Gestaltung scheidet allerdings aus, denn
Voraussetzung fÃ¼r die Anwendbarkeit der genannten Regelung ist stets, dass
infolge der unrichtigen Entscheidung Sozialleistungen nicht erbracht worden sind
(â�¦). Der Senat folgt auch insoweit der Ã¼berzeugenden Entscheidung des 11.
Senats des BSG (SozR 3-1300 Â§ 44 Nr. 19), der eine Anwendung des Â§ 44 Abs. 4
SGB X ausgeschlossen hat, soweit eine Erstattungsforderung des LeistungstrÃ¤gers
gegen einen Leistungsbezieher Ã¼ber eine bestimmte Geldsumme streitig ist.
Danach rechtfertigt es insbesondere der Zweck der Vorschrift nicht, sie auch auf
FÃ¤lle auszudehnen, in denen es nicht um rÃ¼ckwirkend zu erbringende
Sozialleistungen geht. Denn der Gesetzgeber wollte mit der Vorschrift lediglich die
materiell-rechtliche Begrenzung rÃ¼ckwirkender LeistungsansprÃ¼che prinzipiell
fÃ¼r vier Jahre regeln (BT-Drucks 8/2034 S.Â 34). Die analoge Ã�bertragung der
Regelung auf die RÃ¼cknahme von Aufhebungs- und Erstattungsbescheiden
scheitert deshalb daran, dass ein dem geregelten nicht vergleichbarer Sachverhalt
zu beurteilen ist. Denn die KlÃ¤gerin fordert nicht die rÃ¼ckwirkende GewÃ¤hrung
von Sozialleistungen, sondern die RÃ¼ckzahlung eines zu Unrecht geleisteten
Erstattungsbetrages [â�¦]. Die Nachzahlung von rechtswidrig vorenthaltenen
Sozialleistungen kann dem Einbehalten von rechtswidrig erlangten
ErstattungsbetrÃ¤gen wertungsmÃ¤Ã�ig nicht gleichgestellt werdenâ�� (BSG
a.a.O., Rn. H20 f.).

bb) Der vorliegende Sachverhalt ist mit einer solchen Situation eines
Aufhebungsbescheides nicht vergleichbar.

Die KlÃ¤ger begehren die nachtrÃ¤gliche Bewilligung von â�� aus ihrer Sicht â��
rechtswidrig vorenthaltenen Sozialleistungen. Sie begehren nicht die RÃ¼ckzahlung
von zu Unrecht geleisteten ErstattungsbetrÃ¤gen. Die nachtrÃ¤gliche Bewilligung
von Sozialleistungen im Rahmen einer abschlieÃ�enden, endgÃ¼ltigen
Entscheidung gemÃ¤Ã� Â§ 41a Abs. 3 SGB II erfÃ¼llt die tatbestandlichen
Voraussetzungen des Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X. Die KlÃ¤ger begehren, dass
ihnenÂ SozialleistungenÂ rÃ¼ckwirkendÂ erbrachtÂ werden i.S.d. Â§ 44 Abs. 4 Satz
1 SGB X.

Die hier gegebene Besonderheit der vorlÃ¤ufigen und sodann abschlieÃ�enden
Leistungserbringung gemÃ¤Ã� Â§ 41a SGB II rechtfertigt entgegen der
Rechtsauffassung der KlÃ¤ger kein anderes Ergebnis. Diese Situation ist
wertungsmÃ¤Ã�ig nicht anders zu beurteilen und behandeln als der
â��Normalfallâ��, in dem Leistungen (bei vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rtem bzw.
feststehendem Sachverhalt) sogleich endgÃ¼ltig bewilligt werden.
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Bei der abschlieÃ�enden Entscheidung war hier nicht Â§ 328 SGB III, sondern der
(wie bereits dargelegt) zum 01.08.2016 in Kraft getretene Â§ 41a Abs. 3 Satz 1 SGB
II anzuwenden. Soweit die hier streitigen Entscheidungen des Beklagten nach dem
01.08.2016 getroffen worden sind, folgt dies aus dem Geltungszeitraumprinzip, im
Ã�brigen aus der Ã�bergangsvorschrift des Â§ 80 Abs. 2 Nr. 2 SGB II. Nach dieser
Regelung ist Â§ 41a SGB II fÃ¼r die abschlieÃ�ende Entscheidung Ã¼ber zunÃ¤chst
vorlÃ¤ufig beschiedene LeistungsansprÃ¼che fÃ¼r BewilligungszeitrÃ¤ume, die
â�� wie hier der Fall â�� vor dem 1. August 2016 noch nicht beendet sind,
anzuwenden. Die Regelungen Ã¼ber die Aufhebung und Ã�nderung von
Verwaltungsakten gemÃ¤Ã� Â§Â§ 44 ff. SGB X sind im Rahmen des Â§ 41a SGB II
auf vorlÃ¤ufige Bewilligungen auch anwendbar (vgl. dazu auch Bundestag-
Drucksache 18/8041, S. 51), allerdings gemÃ¤Ã� Â§ 41a Abs. 2 Satz 4 SGB II ohne
Vertrauensschutzgesichtspunkte.

Dies Ã¤ndert aber nichts daran, dass auch bei einer vorlÃ¤ufigen und sodann
abschlieÃ�enden Leistungsbewilligung Ã¼ber die nachtrÃ¤gliche â��Erbringungâ��
von Sozialleistungen i.S.d. Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X gestritten wird, wenn ein
LeistungsempfÃ¤nger nachtrÃ¤glich eine GewÃ¤hrung hÃ¶herer Sozialleistungen
begehrt.

WÃ¤hrend bei einer sofortigen endgÃ¼ltigen Entscheidung Leistungen erst bewilligt
und dann erbracht, also im Falle von Geldleistungen gezahlt werden, ist dies bei der
vorlÃ¤ufigen und sodann abschlieÃ�enden Entscheidung anders. Hier wird erst
vorlÃ¤ufig bewilligt, dann gezahlt, spÃ¤ter abschlieÃ�end entschieden und danach
entweder nachgezahlt oder zurÃ¼ckgefordert. Es wÃ¤re gekÃ¼nstelt und
konstruiert, diesen Vorgang rechtlich zu zerlegen. Wenn ein LeistungsempfÃ¤nger
sich gegen eine abschlieÃ�ende Bewilligung (Â§ 41a Abs. 3 SGB II) wendet und
hÃ¶here Leistungen begehrt, will er genauso wie bei einer von Anfang an
abschlieÃ�enden Leistungsbewilligung, dass ihm nachtrÃ¤glich Sozialleistungen
â��erbrachtâ�� werden.

Die vorlÃ¤ufige und die abschlieÃ�ende Entscheidung gehÃ¶ren zudem rechtlich
zusammen. Der vorlÃ¤ufige Bescheid erledigt sich auf sonstige Weise im Sinne des 
Â§ 39 Abs. 2 SGB X durch den Erlass des endgÃ¼ltigen (abschlieÃ�enden)
Bescheides; der endgÃ¼ltige Bescheid ersetzt den vorlÃ¤ufigen Bescheid (u.a. BSG
vom 10.05.2011 â�� B 4 AS 139/10 R). Es ist deshalb nicht angezeigt, sie bei der
Anwendung des Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X kÃ¼nstlich getrennt zu betrachten. Im
Ã�brigen hÃ¤ngt es von den jeweiligen Besonderheiten des Falles und im Ergebnis
auch von ZufÃ¤lligkeiten ab, ob ein LeistungsempfÃ¤nger, der erfolgreich
nachtrÃ¤glich eine hÃ¶here abschlieÃ�ende Bewilligung (Â§ 41a Abs. 3 SGB II)
durchsetzt, eine Nachzahlung von Leistungen erhÃ¤lt, die als nachtrÃ¤gliche
Erbringung unstreitig unter Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X fallen muss, oder ob sich
dadurch â��nurâ�� eine Erstattungsforderung (Â§Â 41a Abs. 6 Satz 3 SGB II)
reduziert. Das Ergebnis ist in beiden FÃ¤llen dasselbe, in beiden FÃ¤llen hat der
LeistungsempfÃ¤nger nachtrÃ¤glich weitere, hÃ¶here Sozialleistungen erhalten,
wenn auch nur im ersten Fall â��in die Handâ��.

Es ist kein Grund dafÃ¼r zu erkennen, wieso diese beiden Fallgestaltungen bei der
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Anwendung der Ausschlussfrist bzw. Verfallsklausel des Â§ 44 Abs. 4 Satz 1 SGB X
unterschiedlich behandelt werden mÃ¼ssten. Im Gegenteil, der Sinn und Zweck des
Â§ 44 Abs. 4 SGB X spricht gerade dagegen: In beiden Fallgestaltungen geht es um
rÃ¼ckwirkende LeistungsansprÃ¼che. Der Gesetzgeber wollte mit Â§ 44 Abs. 4 SGB
X â��die materiell-rechtliche Begrenzung rÃ¼ckwirkender LeistungsansprÃ¼che
prinzipiell fÃ¼r vier Jahre regelnâ�� (BSG vom 13.02.2014 â�� B 4 AS 19/13 R, Rn.
20 unter Verweis auf BT-Drucks 8/2034 S. 34).

FÃ¼r den erkennenden Senat ist bei der Auslegung des Â§ 44 Abs. 4 SGB X somit
maÃ�geblich, ob Ã¼ber den Anspruch auf Sozialleistungen (sein Bestehen oder sein
Umfang) gestritten wird, also Ã¼ber das Recht, von einem LeistungstrÃ¤ger ein Tun
oder Unterlassen zu verlangen (vgl. Â§ 194 Abs. 1 BGB). In welcher Art und Weise
der Anspruch sodann tatsÃ¤chlich durch Leistung bzw. Zahlung (ggf. noch) zu
erfÃ¼llen ist (entsprechend Â§ 362 BGB), ist demgegenÃ¼ber nachrangig.

Eine Lesart des Â§ 44 Abs. 4 SGB X in der Weise, dass â��Erbringenâ�� im Sinne
von Â§ 44 Abs.Â 4 SGB X nur â��tatsÃ¤chliches Leistenâ�� bedeute (LSG NRW vom
15.11.2018 â�� L 7 AS 1035/18 â�� juris Rn. 40; zustimmend Baumeister in: jurisPK-
SGB X, Â§ 44 Rn. 116.2.), wird dem dargelegten Sinn und Zweck des Â§ 44 Abs. 4
SGB X zur Ã�berzeugung des Senates daher nicht gerecht (ebenso im Erg. Aubel in:
jurisPK-SGB II, Â§ 40 Rn. 60 (Stand: 08.03.2021)). Soweit der 7.Â Senat des LSG
NRW ausgefÃ¼hrt hat, der KlÃ¤ger habe â��ein rechtliches Interesse an der
nachtrÃ¤glichen Korrektur des Festsetzungsbescheidesâ�� (a.a.O. Rn. 39), hat der
7. Senat damit im Ergebnis eine eigene Wertentscheidung gesetzt, obwohl der
Gesetzgeber â�� wie zuvor dargelegt â�� nach Ablauf der einjÃ¤hrigen Verfallsfrist
des Â§ 44 Abs. 4 SGB X i.V.m. Â§Â 40 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II das Gegenteil fÃ¼r
richtig hÃ¤lt. Die Regelung des Â§ 44 SGBÂ X enthÃ¤lt zur Ã�berzeugung des
erkennenden Senates gerade keine Anordnung, wonach bei einem â��rechtlichen
Interesse an der nachtrÃ¤glichen Korrektur eines Bescheidesâ�� in jedem Fall eine
Ã�berprÃ¼fung zulÃ¤ssig sein soll und erfolgen muss.

Nicht Ã¼berzeugend ist auch das Argument, hier gehe â��es nicht um die
Geltendmachung eines Nachzahlungsanspruchs des BÃ¼rgers, sondern um eine
RÃ¼ckforderung von Sozialleistungenâ�� (Baumeister in: jurisPK-SGB X, Â§ 44 Rn.
116.2.). Denn hier geht es um die Ã�berprÃ¼fung eines Bescheides, mit dem
Leistungen nach vorlÃ¤ufiger Bewilligung gemÃ¤Ã� Â§Â 41a Abs. 3 SGB II
abschlieÃ�end bewilligt, also gewÃ¤hrt (vgl. dazu erneut BSG vom 13.02.2014 â�� 
B 4 AS 19/13 R, Rn. 21) worden sind, nicht dagegen um die nachfolgende und
rechtlich eigenstÃ¤ndige Erstattungsforderung gemÃ¤Ã� Â§ 41a Abs. 6 Satz 3 SGB
II.

cc) FÃ¼r einen Rechtsmissbrauch des Beklagten besteht kein Anhaltspunkt.

In der Rechtsprechung und Literatur wird erwogen, ob es rechtsmissbrÃ¤uchlich sei,
wenn der GrundsicherungstrÃ¤ger mit der endgÃ¼ltigen Festsetzung der
Leistungen zunÃ¤chst keine Erstattungsforderungen erhebe, sondern den
Erstattungsbescheid erst zu einem Zeitpunkt erlasse, zu dem die endgÃ¼ltige
Leistungsfestsetzung bereits bestandskrÃ¤ftig sei und wegen Ablaufs der Jahresfrist
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auch nicht mehr nach Â§ 44 SGB X beseitigt werden kÃ¶nne (Aubel in: jurisPK-SGB
II, Â§ 40 Rn. 61 (Stand: 08.03.2021); offen lassend LSG NRW vom 15.11.2018 â�� L
7 AS 1035/18, Rn. 42). Die Systematik der genannten Regelungen spreche dafÃ¼r,
dass, wenn sich aus der endgÃ¼ltigen Festsetzung ein Erstattungsanspruch des
GrundsicherungstrÃ¤gers ergebe, dieser grundsÃ¤tzlich in zeitlichem
Zusammenhang mit der endgÃ¼ltigen Festsetzung geltend zu machen sei.
Jedenfalls dann, wenn in dem Bescheid Ã¼ber die endgÃ¼ltige Festsetzung
jeglicher Hinweis darauf fehle, dass infolge der endgÃ¼ltigen Festsetzungen die
ursprÃ¼nglich vorlÃ¤ufig bewilligten Leistungen teilweise zu erstatten seien, und
Anhaltspunkte dafÃ¼r bestÃ¼nden, dass der GrundsicherungstrÃ¤ger die
LeistungsempfÃ¤nger bewusst im Unklaren Ã¼ber das Bestehen eines
Erstattungsanspruchs belassen und den Ablauf der Jahresfrist abwarten wollte, sei
das Verfahren unfair und widerspreche rechtsstaatlichen GrundsÃ¤tzen. Der
GrundsicherungstrÃ¤ger mÃ¼sse in diesem Fall von einer Erstattungsforderung, die
sich bei rechtmÃ¤Ã�iger endgÃ¼ltiger Festsetzung gerade nicht ergeben hÃ¤tte,
absehen (Aubel a.a.O.).

Ob dem zu folgen ist, musste der Senat nicht entscheiden. Denn im vorliegenden
Fall besteht fÃ¼r einen derartigen Rechtsmissbrauch kein Anhaltspunkt. Zwar
enthalten die endgÃ¼ltigen Bescheide keinen Hinweis auf eine mÃ¶gliche
Erstattungspflicht. Die KlÃ¤ger sind von dem Beklagten aber mit den vorlÃ¤ufigen
Bewilligungen, nÃ¤mlich mit Bescheiden vom 23.10.2015, 02.12.2015, 09.05.2016
und 06.10.2016 â�� also vier Mal â�� darauf hingewiesen worden, dass sie erneut
einen Bescheid erhalten werden, sobald Ã¼ber ihren Antrag endgÃ¼ltig
entschieden werden kann und ihr Anspruch von den vorlÃ¤ufig bewilligten
Leistungen abweicht. Der Beklagte hat jedes Mal ausdrÃ¼cklich darauf
hingewiesen, dass die KlÃ¤ger gegebenenfalls zu viel gezahlte Leistungen bzw.
Ã�berzahlungen erstatten mÃ¼ssen.

Der Senat ist auch der Auffassung, dass die Entscheidung Ã¼ber die
abschlieÃ�ende Festsetzung (Â§ 41a Abs. 3 Satz 1 SGB II) und eine eventuelle
Erstattung (Â§ 41a Abs. 5 Satz 3 SGBÂ II) mÃ¶glichst zeitlich zusammen oder
jedenfalls in kurzem zeitlichen Abstand zueinander erfolgen sollten, um den
Adressaten die Konsequenz der abschlieÃ�enden Entscheidung zu verdeutlichen. Im
Falle der KlÃ¤ger hÃ¤tten die KlÃ¤ger aber aufgrund der genannten mehrfachen
Hinweise des Beklagten durch ein Nebeneinanderlegen von vorlÃ¤ufiger Bewilligung
und abschlieÃ�ender Entscheidung erkennen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen, dass die
abschlieÃ�ende Entscheidung SGB II-Leistungen in geringerer HÃ¶he festsetzt als
die vorlÃ¤ufige Bewilligung mit der Folge, dass eine Ã�berzahlung eingetreten ist,
die sie zu erstatten haben. Insofern kann von einem Rechtsmissbrauch des
Beklagten nicht die Rede sein. Der Beklagte hat die KlÃ¤ger als
LeistungsempfÃ¤nger nicht bewusst im Unklaren Ã¼ber das Bestehen eines
Erstattungsanspruchs belassen, sondern sie explizit darauf hingewiesen.

3. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

4. GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG), lagen vor. Die
Rechtssache hat grundsÃ¤tzliche Bedeutung (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG). Die streitige
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Frage nach der Anwendbarkeit des Â§ 44 Abs. 4 SGB X i.V.m. Â§ 40 Abs.Â 1 Satz 2
Nr. 2 SGB II ist hÃ¶chstrichterlich fÃ¼r die vorliegende Fallkonstellation nach wie
vor nicht beantwortet. Das anhÃ¤ngige Revisionsverfahren B 14 AS 1/19 R
(Vorinstanz: LSG NRW vom 15.11.2018 â�� L 7 AS 1035/18) endete ohne eine
Entscheidung des BSG in der Sache.

Â 

Erstellt am: 21.11.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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